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I. Einleitung 

Auf dem Kommunalkongress des Deutschen Städte- und Gemein-
debundes am 3. Juni 2025 in Berlin hat der Bundeskanzler Kos- 
tensteigerungen in der Kinder- und Jugendhilfe kritisiert und  
eine umfassende Aufgabenüberprüfung im Sozialrecht angekün-
digt. Dem Recht der Bedürftigen müsse ebenso Rechnung 
getragen werden wie der Leistungsfähigkeit der öffentlichen 
Haushalte.1  
 
Laut Statistischem Bundesamt lagen die Ausgaben von Bund, 
Ländern und Kommunen für den Bereich der Kinder- und Jugend-
hilfe 2023 bei rund 71,9 Mrd. Euro (+ 9,2% im Vergleich zu 2022). Im 
Vergleich dazu: Im Jahr 2013 lagen die Aufwendungen für die 
Kinder- und Jugendhilfe bei rund 35,5 Mrd. Euro. Innerhalb von 
zehn Jahren haben sich die Ausgaben verdoppelt. Dieser Anstieg 
kann einerseits insbesondere mit dem Ausbau der Kindertages-
betreuung begründet werden und lässt sich andererseits auf die 
Tarifentwicklungen sowie die allgemeinen Preissteigerungen 
zurückführen. Setzt man die Ausgaben für die Kinder- und Jugend-
hilfe ins Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt (BIP), so ist fest-
zustellen, dass der Anteil zwischen 2021 und 2023 bei 1,7% auf 
einem gleichbleibenden Niveau liegt. 
 
In einem offenen Brief an Bundeskanzler Merz zu Kostenstei-
gerungen in der Kinder- und Jugendhilfe wiesen die Fachver-
bände darauf hin, dass Aufwendungen in der Kinder- und 
Jugendhilfe als Investition in eine zukunftsfähige Gesellschaft 
anzuerkennen und nicht als konsumtive Ausgaben zu verstehen 
sind.2 Dieser zentrale Aspekt soll nachfolgend im Hinblick auf die 
Bedeutung von Leistungen der Jugendhilfe, die für straffällig 
gewordene junge Menschen bedeutsam sind, näher beleuchtet 
werden. 

II. Dienstleistungsorientierung als Strukturprinzip des SGB VIII  

1. Grenzen der Steuerung durch Recht 

Das SGB VIII befasst sich – im Gegensatz zu vielen anderen 
Büchern des Sozialgesetzbuchs – vor allem mit personen-
bezogenen sozialen Dienstleistungen. Dies wird durch die Begriffe 
Beratung, Förderung, Unterstützung und Erziehung in den 
einzelnen Normen verdeutlicht. Geldleistungen kennt das SGB VIII 
gar nicht bzw. nur als Annexleistung bei (teil)stationären Hilfen  
(§ 39 SGB VIII). Im Kernbereich der einzelfallorientierten Hilfen geht 
es um individuelle Bedarfe, die mit Hilfe pädagogischer und 
therapeutischer Verfahren ermittelt und gedeckt werden sollen. 
Kennzeichnend sind dabei die Interdependenz von Bedarfs-
bestimmung und Leistungsgestaltung, die Verschränkung von Ent-
scheidung und Vollzug sowie der vorläufige Charakter der 
Entscheidung.3 Sozialpädagogische Entscheidungen sind deshalb 
zwangsläufig auf Hypothesen gestützt, vorläufig und korrektur-
bedürftig.4 Hinzu kommt, dass die Bedarfsfeststellung nicht auf-
grund der Diagnose einer sachverständigen Person, sondern im 
Rahmen eines dialogischen Prozesses erfolgt. Im Hinblick auf die 
notwendige Betrachtung des Einzelfalls sind deshalb die 
normativen Vorgaben für den Leistungsinhalt im Gegensatz zu 
den an abstrakten Kriterien anknüpfenden aber der Höhe nach 
konkreten Geldleistungen in anderen Leistungsgesetzen begrenzt.  
 
Angesichts des Charakteristikums der Dienstleistungsorientierung 
kann das SGB VIII bei den Einzelfallhilfen nur einen Rahmen setzen, 
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    1  Bundesregierung, 2025.  
    2  Erziehungshilfefachverbände, 2025.  
    3  Dazu Wiesner in Wiesner & Wapler, 2026, Vorb. § 11 Rn. 35 ff. 
    4  Schrapper, 2023, S. 206. 
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Die Kinder- und Jugendhilfe − eine öffentliche Aufgabe mit Einsparpotential? 
Reinhard Wiesner 

 

Das Recht der Kinder- und Jugendhilfe − seit 1990 im SGB VIII geregelt – zielt primär auf die Förderung junger Menschen  
in unterschiedlichen Lebenslagen ab. Bis zur Volljährigkeit geschieht dies im Kontext der primären elterlichen Erziehungs- 
verantwortung. Da sich das SGB VIII inhaltlich auf personenbezogene soziale Dienstleistungen konzentriert, sind die Möglich-
keiten der Steuerung durch Recht begrenzt, muss es doch Spielräume für die vor allem sozialpädagogische Beurteilung und die  
dialogische und prozesshafte Gestaltung der Dienstleistung lassen. Vor dem Hintergrund des Spannungsverhältnisses zwischen 
der örtlichen Gesamtverantwortung für ein bedarfsgerechtes Angebot und der unterschiedlichen kommunalen Finanzaus-
stattung werden diese Spielräume auch fiskalisch missbraucht. Zuletzt ist es eine Initiative der Bundesregierung, die unter der 
harmlosen Formel „Strukturreform“ eine erhebliche Veränderung des Leistungsspektrums anstrebt und damit die Bedarfs-
gerechtigkeit der einzelnen Hilfen in den Hintergrund treten lässt. Ob dabei die angestrebte Kosteneinsparung am Ende erreicht 
werden kann, bleibt zweifelhaft. Denn primär und sekundärpräventive Leistungen der Jugendhilfe sind als Investition in eine 
zukunftsfähige Gesellschaft anzuerkennen und nicht als konsumtive Ausgaben. Zudem ist die Ursache häufig eine prekäre 
Lebenslage, die nicht mit den Instrumenten der Jugendhilfe beseitigt werden kann. 
 
Keywords: Beteiligung, Dienstleistungsorientierung, Finanzausstattung, Gesamtverantwortung, Hilfe für junge Volljährige, Hilfeplanung, 
Hilfe zur Erziehung, Kinder- und Jugendhilfe, Rechtsanspruch, Strukturreform 



der dann in der Praxis mit Hilfe von sozialpädagogischen Kom-
petenzen zu füllen ist, weshalb vom SGB VIII auch als 
„sozialpädagogisiertem Recht“ die Rede ist.5 Damit werden auch 
die Grenzen der Steuerung durch Recht und der Nutzung von Kon-
ditionalprogrammen in diesem Sachgebiet deutlich. In der Sache 
geht es weniger um Rechtsanwendung als um Rechtsgestaltung 
im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben. Gleichzeitig wird aber 
auch deutlich, welches Potential in diesen personenbezogenen 
sozialen Dienstleistungen steckt, wenn fachliche Standards in der 
Praxis auch angewandt und umgesetzt werden.6  
 
Können die vom Recht vorgegebenen Handlungsspielräume auch 
zum Umgang mit personellen Engpässen genutzt werden? Dieses 
Thema ist in den letzten Jahren in verschiedenen Handlungs-
feldern der Kinder- und Jugendhilfe immer akuter geworden. 
Beginnend bei mangelnden Plätzen in Kindertageseinrichtungen 
ist das Thema inzwischen auch relevant in verschiedenen Settings 
der Hilfen zur Erziehung und bei der Inobhutnahme von Kindern 
und Jugendlichen. Darauf wird bei den Ausführungen zur Gesamt-
verantwortung des Trägers der öffentlichen Jugendhilfe für ein 
bedarfsgerechtes Angebot (unten IV.) näher eingegangen. 

2. Die zentrale Bedeutung der Beteiligung für den  
2. Hilfeprozess 

Persönliche Hilfen als Dienstleistungen werden den Leistungs-
adressat*innen anders als Geldleistungen nicht einfach 
zugewendet, sondern bedürfen zur Herbeiführung des Leistungs-
erfolgs eines gemeinsam gestalteten Prozesses. Die Mitwirkung 
der Leistungsadressat*innen bezieht sich somit bei persönlichen 
Hilfen nicht nur auf die Feststellung des Sachverhalts, also die kon-
krete Lebenssituation, sondern auch auf die Rechtsfolgen also die 
Herbeiführung des Leistungserfolgs. Durch die umfassende und 
frühzeitige Beteiligung der Leistungsadressat*innen soll zudem 
die Akzeptanz der Hilfeangebote erhöht werden, da die Wirkung 
der Hilfe entscheidend von der Bereitschaft der Eltern und Kinder 
bzw. Jugendlichen abhängt, sich auf die Einmischung der Fach-
kräfte und deren Unterstützung einzulassen. Sie hat deshalb nicht 
nur verfahrensrechtliche, sondern auch materiell-rechtliche Bedeu- 
tung. 
 
Kinder und Jugendliche sind eigenständig in den Entscheidungs-
findungsprozess einzubeziehen. Damit soll eine eigene 
Hilfebeziehung zwischen den betroffenen Kindern und Jugend-
lichen zu der fallzuständigen Fachkraft im persönlichen Kontakt 
hergestellt werden. Die Einbeziehung der Kinder und Jugend-
lichen in den Entscheidungsprozess ist deshalb eine besonders 
anspruchsvolle Aufgabe, weil die Beziehungen zwischen Eltern 
und ihrem Kind oder Jugendlichen häufig konfliktbelastet sind, 
andererseits das Jugendamt bis zur Grenze eines das Kindeswohl 
gefährdenden Verhaltens der Eltern deren (Letzt-)Entscheidung zu 
respektieren hat, sich also nicht einseitig als Anwalt der Interessen 
des Kindes oder Jugendlichen gegen die Eltern betätigen darf.7 
 
Beteiligung war auch eines der Themen des Kinder- und Jugend-
stärkungsgesetzes, das am 10. Juni 2021 in Kraft getreten ist. So 
haben jetzt Kinder und Jugendliche einen Anspruch auf Beratung 
durch die Kinder- und Jugendhilfe, der sich nicht mehr auf Not- 
und Konfliktsituationen beschränkt (§ 8 Abs. 3 SGB VIII). Zudem 
kann der Anspruch jetzt auch durch Beratungsstellen freier Träger 
erfüllt werden, was die Niederschwelligkeit verbessert. In den 

Ländern ist eine bedarfsgerechte Struktur von Ombudsstellen 
sicherzustellen, was allerdings landesspezifisch unterschiedlich 
umgesetzt wird (§ 9a SGB VIII). Zur besseren Wahrnehmung der 
Subjektstellung von Adressatinnen und Adressaten der Kinder- 
und Jugendhilfe wurden Selbstvertretung und Selbsthilfe deutlich 
gestärkt und entsprechende Zusammenschlüsse in Entscheidungs-
prozesse einbezogen (§§ 4a, 78 SGB VIII). Ob es gelingt, solche 
Gremien zu schaffen, hängt aber im Wesentlichen von den ört-
lichen Verhältnissen und den Initiativen der Jugendämter und 
freien Träger ab. 

3. Die Folgen für die Gewährung von Einzelfallhilfen  

Ausgangspunkt sind die gesetzlich formulierten Leistungstat-
bestände. Dabei unterscheidet das Kinder- und Jugendhilferecht 
grundsätzlich zwischen zwei Kategorien, den sog.  Infrastrukturleis-
tungen und den Einzelfallhilfen. Infrastrukturleistungen stellen in 
erster Linie Regelangebote für alle Kinder und Jugendlichen in 
einer bestimmten Altersgruppe oder für alle Eltern dar. Dazu zählen 
etwa die Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen sowie die 
Eltern- und Familienbildung. In vielen Fällen wird ein niedrigschwel-
liger Zugang direkt zu den Anbietern eröffnet und es findet keine 
Einzelfallprüfung durch das Jugendamt statt oder diese beschränkt 
sich bei Kindern und Jugendlichen auf die Altersfeststellung. 
 
Bei den Einzelfallhilfen ist der Hilfebedarf im Einzelfall zu ermitteln. 
Dies ist aber nicht anhand eindeutiger Kriterien möglich. So ist 
etwa die Struktur des Rechtsanspruchs auf Hilfe zur Erziehung  
(§ 27 SGB VIII) geprägt von unbestimmten Rechtsbegriffen sowohl 
auf der Tatbestandsseite wie auf der Rechtsfolgenseite. Beispiele 
sind der „erzieherische Bedarf“, „die mangelnde Gewährleistung 
einer dem Wohl des Kindes oder Jugendlichen entsprechenden 
Erziehung“, die „Geeignetheit und Erforderlichkeit der Hilfen“ für 
die Entwicklung.  
 
Die Verwendung unbestimmter Rechtsbegriffe beruht auf der 
Erkenntnis des Gesetzgebers, dass der Gestaltung sog. Kon-
ditionalprogramme (wenn…, dann…) bei personenbezogenen 
sozialen Dienstleistungen Grenzen gesetzt sind, also sich die Ant-
wort auf die Frage, welche Hilfe die richtige ist, nicht unmittelbar 
aus der Rechtsnorm bzw. der Subsumtion des „Sachverhalts unter 
die Rechtsnorm“ ergibt, sondern das Ergebnis eines dialogischen 
Verfahrens zwischen den Beteiligten unter der fachlichen Verant-
wortung des Jugendamts ist. Aus erziehungswissenschaftlicher 
Perspektive hat Burkhard Müller die sozialpädagogische Fallarbeit 
als “Koproduktion“‘ zwischen Leistungsanbietenden und Leistungs-
empfangenden und als “Aushandlungsprozess“ dargestellt, der 
interaktiv, offen und dynamisch ist.8 Die Entscheidung des Jugend-
amts spiegelt das Ergebnis des Hilfeplanverfahrens bzw. der inter-
aktiven Bedarfsfeststellung wider.9  
 
Dabei ist die Entscheidung letztlich immer vorläufig, da weder die 
Dauer der Hilfe noch das Ergebnis zum Zeitpunkt der Ent-
scheidung definitiv bestimmt werden können. Über einen Antrag 
auf Gewährung einer Leistung ist durch Verwaltungsakt i. S. v. § 31 
SGB X zu entscheiden. Allerdings kennt das SGB VIII auch bei den 
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    5  Scheiwe, 2015, S. 129. 
    6  Siehe dazu Macsenaere & Esser, 2015. 
    7  Gallep in Wiesner & Wapler, 2026, § 36 Rn. 16. 
    8  Müller, 2017, S. 91. 
    9  Gallep in Wiesner & Wapler, 2026, § 36 Rn. 28. 
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Einzelfallhilfen niedrigschwellige Formen der Hilfe zur Erziehung, 
wie etwa die Erziehungsberatung, die unmittelbar, also ohne vor-
angehende Einzelfallentscheidung des Jugendamts, in Anspruch 
genommen werden können (§§ 28, 36a Abs. 2 SGB VIII). 
 
Bis heute tendieren Jugendämter dazu, (aus Kostengründen?) 
stationäre Hilfen insbesondere für junge Volljährige (§ 41 SGB VIII) 
zu befristen. Hier sind sich Literatur und Rechtsprechung (inzwi-
schen) einig, dass eine solche Verfahrensweise rechtswidrig ist. Hilfe 
zur Erziehung und Hilfe für junge Volljährige sind – mangels einer 
ausdrücklichen gesetzlichen Befugnis zu Nebenbestimmungen – 
durch einen Verwaltungsakt mit Dauerwirkung zu bewilligen und 
bei Zielerreichung oder Abbruch durch die leistungsberechtigte 
Person durch einen weiteren Verwaltungsakt zu beenden.10  
 
Mit der Entscheidung per Verwaltungsakt verpflichtet sich das 
Jugendamt, eine „bedarfsgerechte“ Leistung zu erbringen. Dabei 
räumt der Gesetzgeber der anspruchsberechtigten Person das 
Recht ein, zwischen Einrichtungen und Diensten verschiedener 
Träger zu wählen und Wünsche hinsichtlich der Gestaltung der 
Hilfen zu äußern (§ 5 SGB VIII). Dies bedeutet, dass das Jugendamt 
zwar die gewährte Leistung inhaltlich konkret – also die Leistungs-
art – beschreiben muss, aber nicht zur Inanspruchnahme einer 
bestimmten Einrichtung bzw. eines bestimmten Dienstes ver-
pflichten kann, sondern die leistungsberechtigte Person auf ihr 
gesetzlich garantiertes Wunsch- und Wahlrecht hinweisen muss  
(§ 5 Abs. 1 S. 2 SGB VIII). Allerdings bezieht sich dieses Wunsch- und 
Wahlrecht (nur) auf die Auswahl aus vorhandenen, den Bedarf 
deckenden Angeboten, verleiht aber keinen Anspruch darauf, 
bestimmte Einrichtungen erst zu schaffen oder die Kapazitäten in 
einer bereits belegten Einrichtung zu erweitern. Auch eine Über-
belegung einer vorhandenen Einrichtung kann nicht beansprucht 
werden, da dadurch schon die Geeignetheit der Leistung nicht 
mehr gewährleistet wäre.11 
 
Im Zusammenhang mit der Gewährung von Hilfe zur Erziehung 
kommt es zunehmend zu Kapazitätsengpässen. Leistungserbringer, 
also etwa Träger von Einrichtungen, sind im Rahmen des SGB VIII 
nicht zur Aufnahme junger Menschen verpflichtet. Aus der Praxis 
gibt es zahlreiche Hinweise, dass inzwischen die Inobhutnahme  
(§ 42 SGB VIII) als Hilfeersatz zur Anwendung kommt, was als „For-
menmissbrauch“ bezeichnet werden muss und deshalb rechts-
widrig ist.12 
 
Die Erfüllung von Rechtsansprüchen ist – anders als die Erfüllung 
von Ermessensleistungen – für den Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe rechtlich gesehen „budgetsprengend“.13 Anders als bei 
Geldleistungen lässt sich aber – wie eingangs näher dargestellt – 
die Rechtsfolge, also der genaue Umfang des zu deckenden 
Bedarfs nicht gesetzlich abstrakt vorgeben. Er hängt – bei den sog. 
Einzelfallhilfen – von der dialogischen Ermittlung des Bedarfs und 
dem Verlauf des Hilfeprozesses ab, der nur prospektiv gestaltet 
werden kann. Die Rede ist im Hinblick auf personenbezogene 
soziale Dienstleistungen auch von „harten Ansprüchen auf weiche 
Leistungen.“14 Damit können faktisch auch finanzielle Erwägungen 
oder die akute Personalsituation in die Entscheidung über den  
zu deckenden Bedarf und die Dauer des Hilfeprozesses einfließen, 
ohne dass dies ohne weiteres erkennbar ist. Die für eine bedarf-
gerechte Ausgestaltung des Hilfeprozesses notwendigen Hand-
lungsspielräume für die sozialen Dienste des Jugendamts werden 
in der Praxis nicht immer der fachlichen Steuerung überlassen, 

sondern auch für fiskalische Erwägungen missbraucht. Beispiel ist 
die rechtswidrig-fehlerhafte Auslegung der Voraussetzungen für die 
Gewährung von Hilfe zur Erziehung als Kindeswohlgefährdung.15 
 
Im Ergebnis bleiben damit je nach der Regelungsdichte der 
gesetzlichen Vorgaben bei personenbezogenen sozialen Dienst-
leistungen Gestaltungsspielräume im Hinblick auf die Qualität der 
konkreten Ausgestaltung des Leistungsangebots. Umso wichtiger 
ist deshalb das Instrument der Hilfeplanung (§ 36 SGB VIII) im Hin-
blick auf die Bedarfsfeststellung und die nähere Ausgestaltung der 
individuellen Hilfe bzw. die Erreichung der gesetzten Ziele. Die 
Grundlage für eine bedarfsgerechte Aufgabenerfüllung bildet auf 
der strukturellen Ebene das Instrument der Jugendhilfeplanung  
(§ 80 SGB VIII) – und damit die Aufgabenstellung des Jugendhilfe-
ausschusses – (§ 71 Abs. 3 Nr. 2 SGB VIII).   
 
Beide Planungsinstrumente sind komplex und personalintensiv. 
Entgegen der gesetzlichen Intention besteht gerade in Zeiten 
finanzieller und personeller Engpässe die Gefahr, dass nicht die 
Bedarfe im Einzelfall bzw. die Gewährleistung auf der strukturellen 
Ebene den Ausgangspunkt für das bereitzustellende Angebot 
bilden, sondern finanzielle und personelle Vorgaben. Dazu wird 
unter III. näher einzugehen sein. 

III. Im Fokus: Hilfe zur Erziehung und Hilfe für  
III. junge Volljährige 

1. Hilfe zur Erziehung als Leistung für das System  
1. Eltern-Kind / Jugendliche*r 

Eine Besonderheit bei der Anwendung des SGB VIII ist der 
systemische Blick, werden doch alle Leistungen − jedenfalls bis zur 
Vollendung des 18. Lebensjahres des jungen Menschen − vor dem 
Hintergrund bzw. im Kontext der elterlichen Erziehungsverant-
wortung (Art. 6 Abs. 2 S. 1 GG) gewährt und sind damit nicht nur 
personenbezogen, sondern haben immer Auswirkungen auf die 
Eltern-Kind-Beziehung – sei es, dass die Leistung unmittelbar an 
die Eltern adressiert ist und damit die tatsächliche Personensorge 
betroffen ist  oder sie zwar an das Kind oder den*die Jugend-
liche*n adressiert ist, damit aber die Vertretung des (noch nicht 
handlungsfähigen) Kindes oder des* der Jugendlichen in Per-
sonensorgesachen betroffen ist. Besonders deutlich wird dies bei 
der Hilfe zur Erziehung, die sich – jedenfalls nach dem Verständnis 
des SGB VIII – nicht als (staatlich verantwortete) Ersatzerziehung  
i. S. v. öffentlicher Erziehung unmittelbar an das Kind oder den*die 
Jugendliche*n, sondern als Instrument zur Verbesserung der 
Erziehungskompetenz  primär an die Eltern im Kontext ihrer 
grundgesetzlich normierten Erziehungsverantwortung richtet,  auch 
wenn es letztlich dabei immer um das Wohl und die Interessen des 
Kindes oder des*der Jugendlichen geht.16 Allerdings bestimmt 
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 10  Dazu Berliner Rechtshilfefonds Jugendhilfe, 2023, S. 554, unter Verweis auf  
         BVerwG, Urteil vom 09.12.2015, 6 C 37.14; VGH Mannheim, Beschluss vom  
         23. 05. 2023, 12 S 457/23; Kunkel & Kepert in LPK-SGB VIII, 2022, § 27 Rn. 17; Wiesner 
         in Wapler & Wiesner, 2026, Vorb. §§ 11 ff. Rn. 30 f. 
 11  Wapler in Wiesner & Wapler, 2026, § 5 Rn. 9b. 
 12  Dazu siehe unter: https://www.familiara.de/mangel-an-heimplaetzen-in-
         deutschland-zahlen-hintergruende-und-ausblick/ (letzter Abruf am: 11.05.2026). 
 13  Münder, 2001, S. 91. 
 14  Weitzmann & Schäfer in FK-SGB VIII, 2022, Vorb. § 11 Rn. 9. 
 15  Wapler in Wiesner & Wapler, 2026, § 27 Rn. 23; Tammen & Trenczek in FK-SGB VIII, 
         2022, § 27 Rn. 7 unter Verweis auf BT-Drs. 11/5948, S. 68; unklar bei Kunkel & 
         Kepert in LPK-SGB VIII, 2022, § 27 Rn. 6. 
 16  Wapler in Wiesner & Wapler, 2026, § 27 Rn. 7. 
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unterhalb der Schwelle der Kindeswohlgefährdung nicht der Staat, 
welche Maßnahmen im Einzelfall geeignet und erforderlich sind, 
sondern es bleiben die Eltern, die sich im Rahmen ihres Implemen-
tations- und Interpretationsprimats im Hinblick auf das Kindes-
wohl17 dafür entscheiden (können), die Hilfe zur Erziehung in 
Anspruch zu nehmen. Die Entscheidung für die zentrale Frage, was 
das Kind oder der*die Jugendliche braucht, bleibt damit eine  
Entscheidung der Eltern. Das Jugendamt soll sie unter Beteiligung 
des Kindes / des*der Jugendlichen dabei beraten und für die 
Akzeptanz fachlich geeignet erscheinender Hilfen werben. Nach 
Art. 6 Abs. 2 S. 2 GG ist der Staat als Wächter zum Eingriff in das 
Elternrecht, der bei Geboten an die Eltern seinen Anfang nimmt, 
(erst) legitimiert, sobald die Schwelle zur Kindeswohlgefährdung 
überschritten wird und die Eltern nicht bereit oder in der Lage 
sind, die Gefährdung abzuwenden bzw. an ihrer Abwendung mit-
zuwirken (§ 1666 BGB). Gleichzeitig gewährt Art. 6 Abs. 2 S. 1 GG 
den Eltern bis zu dieser Schwelle das Grundrecht auf eine staats-
freie Verwirklichung ihrer persönlichen Erziehungsvorstellungen.  
 
Die Rolle des Jugendamts ist also im Hinblick auf das Kindeswohl 
nicht auf die Dienstleistungsorientierung begrenzt. Die Rede ist 
auch von „sozialen Dienstleistungen im Schatten des familien-
gerichtlichen Eingriffs in das elterliche Sorgerecht“.18 Die entschei-
dende Frage, ob der Staat im Rahmen von Dienstleistung zu 
agieren hat oder im Interesse des Kindes bzw. Jugendlichen eine 
Intervention in den Verantwortungsbereich der Eltern notwendig 
ist, ist indes nicht immer eindeutig zu beantworten. Hinzu kommt, 
dass die Möglichkeiten für das Jugendamt, die Lebenssituation 
des Kindes bzw. Jugendlichen aber auch die Fähigkeiten und 
Potenziale der Eltern einzuschätzen, begrenzt sind und bei Hilfe-
prozessen immer auch die Entwicklungsdynamik im Blick sein 
muss. Die Rede ist deshalb auch von einem Spannungsfeld 
zwischen Dienstleistung und Schutzauftrag bei Kindeswohlgefähr-
dung19 − also zwischen sekundärer Prävention und Intervention. 
So finden Hilfen zur Erziehung oft in sog. Zwangskontexten unter-
schiedlicher Intensität und Dichte statt.20 Ziel der Fachkräfte muss 
es deshalb sein, diese Zwangskontexte durch Vertrauensbildung 
und Partnerschaft zu minimieren, in jedem Fall aber gegenüber 
Eltern und Kindern bzw. Jugendlichen Transparenz hinsichtlich 
des (gebotenen) Handelns zu wahren. 
 
Eine ähnliche Situation kann sich ergeben, wenn das Jugendamt 
im Laufe eines Jugendstrafverfahrens frühzeitig prüft, ob für 
den*die Jugendliche*n (oder den*die junge*n Volljährige*n) Leis-
tungen der Jugendhilfe in Betracht kommen (§ 52 Abs. 2 SGB VIII). 
Dabei wird insbesondere zu prüfen sein, ob und inwieweit das 
Fehlverhalten des jungen Menschen mit einer mangelnden 
Erziehungskompetenz der Eltern zu tun hat. Jedenfalls wird das 
mit der Regelung verfolgte Ziel der Diversion nur dann erreicht 
werden, wenn das Jugendamt bedarfsgerechte Leistungen auch 
tatsächlich anbietet bzw. gewährt. 
 
Schließlich sei in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, 
dass der*die Jugendrichter*in „aus Anlass der Straftat eines 
Jugendlichen“ als Erziehungsmaßregel dem*der Jugendlichen auf-
erlegen kann, Hilfe zur Erziehung in Form der Erziehungsbeistand-
schaft oder in einer Einrichtung über Tag und Nacht in Anspruch 
zu nehmen (§§ 5, 9, 12 JGG). Damit hat der Gesetzgeber des KJHG 
im Hinblick auf die „Indienstnahme der Jugendhilfe für das Jugend-
strafrecht“ weiterhin das Verständnis von Jugendhilfe als per-
sonenzentrierter kompensatorischer Maßnahme zugelassen.21 Die 

Rolle der Eltern als primär für die Erziehung verantwortliche Per-
sonen bleibt dabei außer Betracht. 
 
Allerdings sind bei „Entwicklungsstörungen“ junger Menschen, 
die im Einzelfall zu Straftaten führen (können), auch Fallgestal-
tungen denkbar, die nicht auf das Versagen der Eltern, sondern 
zum Beispiel auf die Einflussnahme anderer Jugendlicher zurück-
zuführen sind. Insofern erscheint es durchaus angezeigt, einerseits 
an der systemischen Sichtweise der Hilfe zur Erziehung festzu-
halten, andererseits aber neben der Hilfe zur Erziehung insbe-
sondere für Jugendliche einen eigenen Leistungstatbestand zu 
konzipieren, der sich auf die Förderung der Entwicklung des 
jungen Menschen konzentriert.22 
 
Damit ist die Hilfe zur Erziehung auch für straffällig gewordene 
Jugendliche im Zusammenhang mit dem Absehen von Verfolgung 
(§ 45 Abs. 2 JGG) oder der Einstellung des Verfahrens durch den 
Richter (§ 47 JGG) bedeutsam. In jedem Fall aber bleibt die Entschei-
dung über die bedarfsgerechte Hilfe im Kontext eines Jugendstraf-
verfahrens dem Jugendamt vorbehalten (§ 36a Abs. 1 SGB VII). So 
begründet eine jugendstrafrechtliche Weisung nach § 10 JGG noch 
keine sozialrechtliche Leistungs- und/oder Kostentragungspflicht 
des Trägers der öffentlichen Jugendhilfe. Vielmehr hat das Jugend-
amt ausdrücklich auch im Hinblick auf ein laufendes jugendgericht- 
liches Verfahren in einem den fachlichen Standards entsprechenden 
Hilfeplanungsprozess selbst die Leistungsvoraussetzungen der 
öffentlich finanzierten Hilfen zur Erziehung festzustellen.23  
 
Als Zwischenfazit ist festzustellen, dass die Perspektiven aus straf- 
oder sozialrechtlicher Sicht unterschiedlich sein können. Dies  
gilt in besonderer Weise für die „Anordnung von Erziehungsmaß-
regeln“ durch das Jugendgericht (§ 9 Nr. 2, § 12 JGG). Entscheidend 
für den Hilfeerfolg bleibt das fachliche Potenzial der Hilfesteue-
rung und die Gestaltung des Hilfeprozesses im Einzelfall. Gerade 
im Zusammenhang mit Jugendstrafverfahren hat die Leistungs-
bereitschaft bzw. Leistungsfähigkeit der Jugendämter zentrale 
Bedeutung für das Absehen von der Verfolgung durch die Staats-
anwaltschaft (§ 45 Abs. 2 JGG) bzw. für die Einstellung des Verfah-
rens durch das Gericht (§ 47 JGG).  

2. Die Hilfe für junge Volljährige und ihre rechtliche Ausge-
2. staltung durch das Kinder- und Jugendstärkungsgesetz 

Eine Hilfe für junge Volljährige – als Fortsetzungshilfe – kannte 
bereits das Jugendwohlfahrtsgesetz. Ihre Verbesserung gehörte 
zu den Schwerpunkten der Neuordnung der Neuordnung des 
Kinder- und Jugendhilferechts durch das SGB VIII im Jahre 1990,  
wo diese Hilfe auf die erstmalige Leistungsgewährung nach Voll-
endung des 18. Lebensjahres ausgedehnt und die Obergrenze auf 
das 27. Lebensjahr festgelegt worden ist (§ 7 Abs. 1 Nr. 3 SGB VIII). 
Mit dem Kinder- und Jugendstärkungsgesetz (KJSG) wurde im 
Jahre 2021 die Leistungsverpflichtung verbindlicher als Rechts-
anspruch ausgestaltet und konkretisiert, eine sogenannte Coming- 
back-Option „klargestellt“ und ein gegebenenfalls erforderlicher 
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 17  Jestaedt in Kahl, Waldhoff & Walter, 2018, Art. 6 Abs. 2 und 3 Rn. 94. 
 18  Scheiwe, 2015, S. 134.  
 19  Schone, 2023, S. 146. 
 20  Dazu Conen & Cecchin, 2022. 
 21  Dazu Wiesner, 1992, S. 144. 
 22  Dazu Kepert & Fegert, 2023, S. 49, 53. 
 23  § 36a Abs. 1 S. 1 SGB VIII; Trenczek & Schmoll, 2024, S. 573 f. 
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geregelter Zuständigkeitsübergang auf einen anderen Sozialleis-
tungsträger gesetzlich ausgestaltet.24 Hilfen für junge Volljährige 
werden in einer besonders kritischen Lebensphase jungen 
Menschen gewährt und haben deshalb eine zentrale präventive 
Funktion für die weitere Lebensbewältigung.25 Sie sind insbeson-
dere auch für straffällig gewordene junge Volljährige im Zusammen-
hang mit dem Absehen von Verfolgung (§45 Abs. 2 JGG) oder der 
Einstellung des Verfahrens durch den Richter (§ 47 JGG) bedeut-
sam. So werden mehr als die Hälfte der ambulanten Leistungen für 
junge Volljährige auf Anregung des Jugendamts aus Anlass eines 
Strafverfahrens bewilligt.26 Schließlich kommt Hilfe für junge Voll-
jährige auch für strafentlassene junge Menschen in Betracht. Um 
die negativen Folgen des Strafvollzugs abzumildern, bedarf es 
besonderer Maßnahmen der Wiedereingliederung. In diesem 
Zusammenhang ist von der Jugendhilfe im Strafverfahren auch zu 
prüfen, ob nachfolgend Leistungen nach dem SGB VIII infrage 
kommen.27 
 
Allerdings sind nicht nur die (beschuldigten) Täter*innen, sondern 
auch die Opfer Adressat*innen des SGB VIII. Zwar richtet sich die 
Verpflichtung des Jugendamts nach § 52 Abs. 2 SGB VIII auf die 
Prüfung, ob für die Jugendlichen oder jungen Volljährigen (wenn 
auch nur aus Anlass eines jugendgerichtlichen Verfahrens) Leis-
tungen der Jugendhilfe in Betracht kommen, die Kinder- und 
Jugendhilfe hat aber stets auch ohne spezifischen gesetzlichen 
Auftrag nach fachgerechtem Ermessen ein Verfahren einzuleiten 
und zu prüfen, ob für einen jungen Menschen und seine Eltern 
Leistungen der Jugendhilfe in Betracht kommen.28  
 
Trotz des Anstiegs der Inanspruchnahme wird seit vielen Jahren 
eine zwar regional unterschiedlich ausgeprägte, aber dennoch ins-
gesamt restriktive Bewilligungspraxis bei der Hilfe für junge Voll-
jährige bemängelt. Dies führt die Sachverständigenkommission 
im 14. Kinder- und Jugendbericht auf ein „in mehrfacher Hinsicht 
gesteuertes Leistungsfeld“ zurück und hebt dabei die fiskalischen 
Motive auf kommunaler Ebene hervor.29 Die Praxis sei über lange 
Zeit vielerorts dadurch gekennzeichnet gewesen, dass die 
örtlichen Träger der Jugendhilfe versucht hätten, sich ihren Leis-
tungsverpflichtungen gegenüber jungen Volljährigen zu entziehen 
bzw. junge Volljährige in die Sozialhilfe oder in die Grund-
sicherung für Arbeitssuchende nach dem SGB II abzuschieben.30  
 
Die Verbesserung der Hilfen für junge Volljährige zählt zu den 
Schwerpunkten des Kinder -und Jugendstärkungsgesetzes von 2021. 
Aus der neuen Formulierung der Voraussetzungen für den Rechts-
anspruch auf Hilfe für junge Volljährige leitet die Kommentarlitera- 
tur unter Bezugnahme auf die Begründung im Regierungsentwurf 
eine „diametrale Veränderung der Betrachtung der Lebenssitua-
tion des jungen Volljährigen gegenüber der bisherigen Rechts-
grundlage“ ab: der Gesetzgeber stellt klar, dass § 41 SGB VIII keine 
Prognose dahingehend verlangt, dass die Befähigung zu einer 
eigenverantwortlichen Lebensführung bis zur Vollendung des  
21. Lebensjahres oder bis zu einem begrenzten Zeitraum darüber 
hinaus erreicht wird. Die Prognoseentscheidung erfordert vielmehr 
eine „Gefährdungseinschätzung“ im Hinblick auf die Verselbst-
ständigung. Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe hat festzu-
stellen, ob im Rahmen der Möglichkeiten des jungen Volljährigen 
die Gewährleistung einer Verselbstständigung nicht oder nicht 
mehr vorliegt.31 Die Sachverständigenkommission des 17. Kinder- 
und Jugendberichts weist auf die Persönlichkeitsentwicklung als 
normativen Bezugspunkt hin und schlussfolgert: „Wenn dieses 

Kriterium ernst genommen wird, sollte dies zu einer erheblichen 
Ausweitung des Adressat:innenkreises führen.“32 Die inzwischen 
zur neuen Rechtslage ergangenen verwaltungsgerichtlichen Ent-
scheidungen folgen dieser Logik und sprechen von einem „ver-
änderten Prüfungsmaßstab“.33 
 
Die Novellierung des SGB VIII durch das KJSG veränderte also den 
Prozess des Leaving Care. Die Hilfe muss auch zukünftig auf die 
gewandelten Bedingungen des Aufwachsens reagieren. Fraglich 
bleibt jedoch, ob die Novellierung zu einer größeren Homogenität 
fachlichen Handelns führen wird.34  
 
Mit dem KJSG wurde ausdrücklich eine sogenannte Coming-back-
Option eingeführt. Demnach schließt eine Beendigung der Hilfe 
nach § 41 SGB VIII die erneute Gewährung oder Fortsetzung dieser 
Hilfe nicht aus – dies gilt für den gesamten Zeitraum bis zur Voll-
endung des 27. Lebensjahres. Auf die Dauer der Unterbrechung 
kommt es nicht an.35 
 
Zusätzlich wurden konkrete Regelungen zur Zusammenarbeit mit 
anderen Sozialleistungsträgern beim Zuständigkeitsübergang 
getroffen, um ein bedarfsgerechtes, nahtloses Anknüpfen an den 
Hilfeprozess in der Kinder- und Jugendhilfe sicherzustellen. Soweit 
es um andere Rehabilitationsträger geht, erfolgt der Zuständig-
keitsübergang im Rahmen der Teilhabeplanung nach dem SGB IX 
(§ 41 Abs. 3 SGB VIII). Auch hierzu wird im Rahmen der Gesamt- 
verantwortung des Trägers der öffentlichen Jugendhilfe unter III. 
noch einmal Stellung bezogen. 
 
Zudem wurden die Regelungen zur Nachbetreuung von jungen 
Volljährigen nach Beendigung der Hilfe konkretisiert und ver-
bindlicher als vorher in § 41 Abs. 3 SGB VIII ausgestaltet. Der 
Umfang der Beratungs- und Unterstützungsleistungen muss im 
Hilfeplan festgehalten werden. Der Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe wird verpflichtet, regelmäßig zu dem jungen Menschen inner-
halb eines angemessenen Zeitraums nach Beendigung der Hilfe 
Kontakt aufzunehmen (§ 41a SGB VIII). In der Begründung zum 
Regierungsentwurf des KJSG ist dazu zu lesen: 
 
„In dieser Phase haben junge Menschen auch nach Eintritt der Voll-
jährigkeit einen Bedarf an Unterstützung auf ihrem Weg in ein 
selbstbestimmtes und selbständiges Leben in Eigenverantwortung. 
Dies kommt insbesondere auch darin zum Ausdruck, dass junge 
Volljährige in Deutschland durchschnittlich mit 24 oder 25 Jahren 
ihr Elternhaus verlassen. Im Vergleich zu Kindern, die in ihren Her-
kunftsfamilien aufwachsen, besteht in der Regel bei jungen Men-
schen, die vor ihrer Volljährigkeit im Leistungsbezug der Kinder- 
und Jugendhilfe standen (sogenannte „Careleaver“), ein erhöhter 

Wi e s n e r  |  D i e  K i n d e r -  u n d  J u g e n d h i l f e  −  e i n e  ö f f e nt l i c h e  Au f g a b e  m i t  E i n s p a r p o te nt i a l ?92           ZJJ  2/2026

 24  Gallep in Wiesner & Wapler, 2026, § 41 Rn. 8a. 
 25  Gallep in Wiesner & Wapler, 2026, § 41 Rn. 5. 
 26  Trenczek & Schmoll, 2024, S. 290. 
 27  Gallep in Wiesner & Wapler, 2026, § 41 Rn. 20. 
 28  Offizialmaxime; Trenczek & Schmoll, 2024, S. 226, 291. 
 29  BT-Drs. 17/12200, S. 352; zu Unterschieden siehe Monitor Hilfen zur Erziehung, 
         2023. 
 30  Tammen in FK-SGB VIII, 2022, § 41 Rn. 26. 
 31  Gallep in Wiesner & Wapler, 2026, § 41 Rn. 23 unter Bezugnahme auf den 
         Regierungsentwurf zum KJSG 2021, S. 94. 
 32  BT-Drs. 20/12900, S. 71, 421. 
 33  VG Aachen, Urteil vom 17.11.2023, 2 K 1958, Jugendamt 2024, S. 189; OVG Sachsen, 
         Beschluss vom 11.11.2024, 3 B 178/24; OVG Mecklenburg-Vorpommern, Beschluss 
         vom 23.03.2026, 1 M 106/26 OVG. 
 34  BT-Drs. 20/12900, S. 71. 
 35  Gallep in Wiesner & Wapler, 2026, § 41 Rn. 26b. 
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Unterstützungsbedarf insbesondere vor dem Hintergrund ihrer 
biografischen Erfahrungen. Viele dieser jungen Menschen ver-
fügen über weniger stabile private Netzwerke und geringere 
soziale materielle Ressourcen. Sie sind anfälliger für Wohnungs-
losigkeit, unterliegen einem erhöhten Armutsrisiko und weisen 
beim Aufbau von Sozialbeziehungen meist größere Schwierig-
keiten auf als Gleichaltrige, die in ihren Elternhäusern aufge-
wachsen sind.“36 
 
Zum Inhalt der Unterstützung heißt es dort weiter: 
„Es soll dabei sowohl um Unterstützung bei praktischen Fragen 
zum Beispiel bei dem Abschluss von Miet- oder Arbeitsverträgen 
als auch eine persönliche Beratung und Unterstützung in all-
gemeinen Lebensfragen gehen. Hierbei soll Ziel sein, dass die 
jungen Volljährigen ihre vertrauten Ansprechpartner nicht von 
einem Tag auf den anderen verlieren, sondern sich weiterhin bei 
Fragen und Problemen an diese Personen wenden können.“37 
 
So sinnvoll und begrüßenswert diese einzelnen Verbesserungen 
sind, so ist gleichzeitig aber zu konstatieren, dass der Gesetzgeber 
damit den Jugendämtern und den beteiligten freien Trägern 
umfangreiche Verpflichtungen aufgebürdet hat, die nicht nur mit 
finanziellen Folgen, sondern vor allem auch mit erhöhtem Per-
sonaleinsatz verbunden sind. Ob sich deshalb auf der Grundlage 
des neuen Rechts die Bewilligungspraxis der Jugendämter fun-
damental ändert, bleibt abzuwarten.  
 
Angesichts der aktuellen Debatte zur Strukturreform in der Kinder- 
und Jugendhilfe (dazu unter V.) ist zu erwarten, dass die ange-
dachte Verbesserung der Hilfe für junge Volljährige bald zum Ende 
kommen wird. 

IV. Die (Gesamt-)Verantwortung des Trägers der  
IV. öffentlichen Jugendhilfe 

Angesichts der Handlungsspielräume, die das Bundesrecht – aber 
in weiten Teilen auch das Landesrecht – für die Umsetzung der 
gesetzlichen Regelungen im Bereich des Leistungsrechts bietet, 
kommt den (bundes)gesetzlichen Vorgaben für die Aufgaben-
erfüllung auf der örtlichen Ebene besondere Bedeutung zu. Inso-
weit spricht der Gesetzgeber von der Gesamtverantwortung des 
Trägers der öffentlichen Jugendhilfe für die Erfüllung der Auf-
gaben nach diesem Buch, konkreter von der Gewährleistung, dass 
die erforderlichen und geeigneten Einrichtungen, Dienste und Ver-
anstaltungen den verschiedenen Grundrichtungen der Erziehung 
entsprechend rechtzeitig und ausreichend zur Verfügung stehen 
(§ 79 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 SGB VIII). Das Bundesverfassungsgericht spricht 
insoweit – rekurrierend auf die Kommentierung im LPK – von der 
„Fundamentalnorm des SGB VIII“ – also dem Vehikel, das dafür 
sorgt, „die Aufgabenpostulate vom Papier in die Praxis zu beför-
dern“.38  
 
Allerdings handelt es sich bei dieser Fundamentalnorm (nur) um 
eine objektiv-rechtliche Verpflichtung. Aus ihr kann weder ein Träger 
der freien Jugendhilfe noch eine leistungsberechtigte Person 
einen (einklagbaren) Anspruch auf Erfüllung dieser Verpflichtung 
herleiten. Möglich ist aber eine Rechtsaufsichtsbeschwerde bei 
der Kommunalaufsicht im jeweiligen Bundesland, die allerdings 
häufig erfolglos bleibt. Gefragt ist bei der Umsetzung der „Fun-
damentalnorm“ vor allen Dingen der Jugendhilfeausschuss, der 
Rechtsschutz vor den Verwaltungsgerichten in Anspruch nehmen 

kann, wenn er sich im Zusammenhang mit der Wahrnehmung der 
Gesamtverantwortung in seinen Rechten verletzt sieht.39 Dies 
kann der Fall sein, wenn die zur Verfügung gestellten Haushalts-
mittel nicht ausreichen, um die im Rahmen der Jugendhilfe-
planung festgestellten Bedarfe zu decken. 
 
Die Rolle der freien Träger bei der Aufgabenerfüllung im Bereich 
der Kinder- und Jugendhilfe war Gegenstand der sog. Subsidiaritäts-
entscheidung vor dem Bundesverfassungsgericht im Jahre 196740 
und hat Eingang in die Leitlinien des SGB VIII (§§ 3, 4 SGB VIII) 
gefunden. Ausgangspunkt ist das eigenständige Betätigungsrecht 
freier Träger und die damit verbundene partnerschaftliche 
Zusammenarbeit zwischen öffentlichen und freien Trägern. Freie 
Träger entscheiden danach autonom, ob sie im Leistungsbereich 
der Kinder- und Jugendhilfe aktiv werden. Die Träger der öffent-
lichen Jugendhilfe können sie weder zum Tätigwerden verpflich-
ten noch ihre Tätigkeit untersagen. Da dem Leitbild des SGB VIII 
aber ein plurales Angebot zugrunde liegt, ist es Aufgabe des 
öffentlichen Trägers, bei freien Trägern dafür zu werben, dass sie 
bedarfsgerechte Angebote bereithalten. Ein wichtiges Instrument 
ist dabei eine leistungsgerechte Finanzierung, was bis heute nicht 
gewährleistet ist.41 Die Realisierung eines bedarfsgerechten Ange-
botes, das aus den Wünschen und Bedürfnissen der Leistungs-
adressaten abzuleiten ist (§ 80 Abs. 1 Nr. 2 SGB VIII), ist daher nur im 
Konsens mit den freien Trägern („partnerschaftliche Zusammen-
arbeit“ − § 4 Abs. 1 S. 1 SGB VIII) unter der Regie des Trägers der 
öffentlichen Jugendhilfe möglich.  
 
Die Gesamtverantwortung des öffentlichen Trägers erfordert es 
aber auch, dass dieser seiner Erfüllungsverantwortung gegenüber 
den leistungsberechtigten Personen gerecht wird, also gegebe-
nenfalls selbst (rechtzeitig) Einrichtungen und Dienste schaffen 
muss, wenn und solange es nicht gelingt, ein bedarfsgerechtes 
Angebot seitens der freien Träger bereitzuhalten. Erschöpfte 
Kapazitäten bei den Angeboten freier Träger entlasten also den 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe nicht von der Verpflichtung 
zur Leistungsgewährung, wenn und solange im Einzelfall die Leis-
tungsvoraussetzungen vorliegen. 
 
Das ehrgeizige Versprechen, ein bedarfsgerechtes Angebot bereit-
zuhalten, kann nur über einen Planungsvorlauf eingelöst werden, 
geht es doch nicht nur um die (rechtzeitige) Bereitstellung 
finanzieller Mittel, sondern auch um die (rechtzeitige) Bereit- 
stellung von Einrichtungen und Diensten und um die Rekrutie- 
rung des Fachpersonals. Deshalb kommt der Jugendhilfeplanung  
(§ 80 SGB VIII) als Aufgabe des Jugendhilfeausschusses (§ 71 Abs. 3 
Nr. 2 SGB VIII) zentrale Bedeutung zu. Je konkreter die Bedarfe vor 
Ort „rechtzeitig“ ermittelt und die Planungsvorgaben vor Ort for-
muliert werden, umso transparenter wird die Verpflichtung zur 
Bereitstellung der erforderlichen Einrichtungen und Dienste wahr-
genommen und umso eindeutiger kann nachvollzogen werden, ob 
die Gesamtverantwortung dann auch tatsächlich wahrgenommen 
wird. Jugendhilfeplanung ist damit kein bürokratisches Verfahren, 
sondern ein fach- und kommunalpolitischer Willensbildungsprozess 
mit Gestaltungs- und Steuerungsabsicht in der Verantwortung des 
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 36  BT-Drs. 19/26107, S. 95. 
 37  BT-Drs. 19/26107, S. 96. 
 38  BVerfG, Urteil vom 21.11.2017, 2 BvR 2177/10, NVwZ 2018, S. 140; Kunkel & Kepert in 
         LPK-SGB VIII, 2022, § 79 Rn. 3. 
 39  Tammen in FK-SGB VIII, 2022, § 79 Rn. 7. 
 40  BVerfG, Urteil vom 18.07.1967, 2 BvF 3/62 u. a., NJW 1967, S. 1795. 
 41  Dazu Dexheimer & Schön, 2026, S. 41.  
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Jugendhilfeausschusses.42 Von der Jugendhilfeplanung wird des-
halb das notwendige Innovationspotenzial erwartet als Gegen-
gewicht zu einer kommunalen Finanz- und Budgetplanung. 
 
Die Bereitstellung der erforderlichen Einrichtungen und Dienste 
erfordert also zuallererst die Bereitstellung der dafür notwendigen 
finanziellen Mittel. Aus der Gesamtverantwortung folgt deshalb 
die Pflicht, die für die Erfüllung der Aufgaben notwendigen Finanz-
mittel bereitzustellen.43 Der Haushaltsplan steht deshalb unter  
dem Vorbehalt der Gesamtverantwortung und der Gewährleistungs-
pflicht nach § 79 SGB VIII – nicht umgekehrt.44 Die gesetzliche 
Gewährleistungspflicht wiederum ist ein zulässiger Eingriff in die 
kommunale Selbstverwaltung („Finanzhoheit“). 
 
Die prekäre Haushaltssituation vieler Kommunen ist keine Recht-
fertigung für eine Relativierung dieser Gesamtverantwortung bzw. 
für eine mangelnde Bedarfsdeckung im Einzelfall. Vielmehr ist es 
dann Aufgabe der Länder, insoweit für die Leistungsfähigkeit der 
Kommunen zu sorgen (Mehrbelastungsausgleich). Dies geschieht 
indessen in der Praxis nicht mit der notwendigen Konsequenz,45 
sodass die Qualität der Aufgabenwahrnehmung im Bereich der 
Kinder- und Jugendhilfe vielfach von der finanziellen Leistungs-
fähigkeit der jeweiligen kommunalen Gebietskörperschaft abhängt, 
was vor dem Hintergrund der Grundrechtsrelevanz jugendamt-
lichen Tätigwerdens (Art. 2 GG im Hinblick auf junge Menschen, 
Art. 6 Abs. 2 GG im Hinblick auf Eltern) nicht hingenommen wer-
den kann. 
 
Unter dem Druck von Sparvorgaben der Kommunen geraten all-
gemeine Vorgaben der Verwaltung zum Teil in Widerspruch zu den 
fachlichen Anforderungen und Zielen bis hin zu Fällen von rechts-
widrigen Anordnungen, aus finanziellen Gründen notwendige 
Leistungen nicht zu gewähren.46 Bei der Formulierung der Struk-
turprinzipien in den §§ 79, 80 SGB VIII ging der Gesetzgeber aber 
nicht nur davon aus, dass die zur Aufgabenerfüllung notwendigen 
Finanzmittel auch tatsächlich bereitgestellt werden (können), 
sondern dass auch das dafür notwendige Personal (rechtzeitig) zur 
Verfügung steht. Der Personalmangel in den Jugendämtern aber 
auch in Einrichtungen und Diensten öffentlicher und freier Träger 
wird indes zunehmend zu einer fachpolitischen Herausforderung. 
Die gesetzliche Verpflichtung, zur Planung und Bereitstellung 
einer bedarfsgerechten Personalausstattung im Jugendamt ein Ver-
fahren zur Personalbemessung zu nutzen (§ 79 Abs. 3 S. 2 SGB VIII), 
wird dem Problem zwar eine größere kommunalpolitische Auf-
merksamkeit verschaffen, wird es aber nicht lösen können. Der  
Personalmangel in vielen Jugendämtern sorgt laut einer aktuellen 
Umfrage von Report Mainz47 immer wieder für eine Gefährdung 
von Kindern und Jugendlichen. Oft fehlen auch geeignete Plätze, 
um Kinder in Not unterzubringen. Längst sind es nicht mehr die 
jungen Menschen und ihre Eltern, die das System sprengen, son-
dern das System liefert die Ursachen dafür, dass junge Menschen 
und ihre Familien nicht (mehr) die bedarfsgerechten Hilfen 
erhalten und junge Menschen von Einrichtung zu Einrichtung 
weitervermittelt werden.  
 
Was bleibt, ist eine Not- und Mangelverwaltung, die auf Dauer für 
viele Menschen Rechtsansprüche auf Betreuung, Hilfe und Betei-
ligung außer Kraft setzt und damit nicht nur an den Grundfesten 
der Kinder- und Jugendhilfe sägt, sondern ebenso auch an der 
Glaubwürdigkeit unserer Demokratie, des Rechtsstaats und der 
Verwaltung. 

Am 9. April 2024 haben SOS-Kinderdorf und die BAG ASD zum 
Nationalen Kinderschutzgipfel in Berlin eingeladen, um die Öffent-
lichkeit mit der (kindeswohlgefährdenden) Situation im Allge-
meinen Sozialdienst zu konfrontieren.48 
 
Angesichts der Qualität der Leistungen der Kinder- und Jugend-
hilfe als personenbezogene soziale Dienstleistungen sind die per-
sönliche Eignung und die fachliche Ausbildung des Personals 
sowie eine entsprechende Fortbildung und Praxisberatung 
essenziell für die Erfüllung des Auftrags der Kinder- und Jugend-
hilfe.49 Fachkräfte brauchen deshalb besondere methodische 
Fähigkeiten und Kompetenzen, wie Empathie, einen professio-
nellen Umgang mit Nähe und Distanz und mit Kontrolle und Ver-
trauen sowie Offenheit, für den sich entwickelnden Hilfeprozess. 
 
Die gesetzlichen Vorgaben zum Einsatz des Personals in den Ein-
richtungen und Diensten sind deshalb Elemente der Qualität bzw. 
der Bedarfsdeckung. Das Bundesrecht enthält dazu nur all-
gemeine Aussagen. Konkrete Regelungen – z. B. im Kitabereich – 
enthalten die jeweiligen Landesgesetze etwa zum Personal und 
den Zusatzkräften sowie zu einem Mindestpersonalschlüssel.  
 
Bei den Vorgaben für einen Mindestpersonalschlüssel in landes-
rechtlichen Regelungen wird jedoch nicht immer zwischen dem 
vom Landesjugendamt zu verfolgenden Zweck der Gefahren-
abwehr (§ 45 SGB VIII) und dem vom leistungsgewährenden 
Jugendamt zu verfolgenden (leistungsrechtlichen) Zweck etwa 
der Förderung von Kindern (§§ 22, 22a SGB VIII) oder der Gewäh-
rung einer bedarfsgerechten Hilfe im Einzelfall (§§ 27 ff. SGB VIII) 
unterschieden. Denn die bloße Erteilung einer Betriebserlaubnis 
gewährleistet noch nicht die vom Gesetzgeber leistungsrechtlich 
erwartete Qualität der Förderung bzw. Einzelfallhilfe. Der Versuch, 
von der Aufsichtsbehörde weitere Spielräume für die Personal-
bemessung zu erhalten, lenkt von der eigentlichen Problematik, 
nämlich der Gewährleistung der Qualität zur Erfüllung des Rechts-
anspruchs, die weit mehr als eine bloße Gefahrenabwehr beinhal-
tet, ab. Die Aufsichtsbehörde kann nicht einrichtungsbezogene 
Standards senken, die der Gesetzgeber implizit oder explizit für die 
Umsetzung des Förderungsauftrags bundes- oder landesrechtlich 
festgelegt hat und die dann Gegenstand der Leistungs-, Qualitäts-
entwicklungs- und Entgeltvereinbarungen sind. Eine landesgesetz-
liche Übergangsregelung zum Mindestpersonalschlüssel bzw. zur 
Höchstgruppenstärke muss sich daher an den Förderzielen orien-
tieren und darf den Blick nicht auf die Gefahrenabwehr reduzieren 
– auch wenn dies von Seiten mancher Träger von Einrichtungen 
aufgrund der Personalsituation so erwartet wird. 
 
Angesichts der aktuellen Personalsituation können aber die 
gesetzlichen oder vertraglichen Verpflichtungen vielerorts nicht 
(mehr) eingehalten werden. Dies hat Folgen für die Qualität der 
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 42  Merchel, 1992, S. 93. 
 43  Finanzierungsverantwortung – BVerfG, Urteil vom 21.11.2017, 2 BvR 2177/16,  
         Rn. 100. 
 44  Schön in Wiesner & Wapler, 2026, § 80 Rn. 6; Kunkel & Kepert in LPK-SGB VIII, 
         2022, § 80 Rn. 19. 
 45  Schön spricht in Wiesner & Wapler, 2026, § 69 Rn. 11 von einer Konnexitätsfalle. 
 46  Scheiwe, 2015, S. 136. 
 47  Report vom 23.01.2024, online verfügbar unter: https://www.tagesschau.de/ 
         investigativ/report-mainz/kinder-jugendhilfe-jugendamt-kindeswohl- 
         inobhutnahme-100.html (letzter Abruf am: 07.04.2024). 
 48  https://www.bag-asd.de/bag-blog/nationaler-kinderschutzgipfel---save-the-
         date (letzter Abruf am: 07.04.2026). 
 49  Kepert, Dexheimer & Nonninger in LPK-SGB VIII, 2022, § 72 Rn. 2. 
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Leistungsgewährung. So wird man in Anlehnung an §§ 323, 326 BGB 
in solchen Fällen von einer Schlechtleistung sprechen können, da 
die Leistung nicht den gesetzlichen Vorgaben oder den vertrag-
lichen Vereinbarungen entsprechend erbracht wird. Im Hinblick 
auf den Kinderschutz können sich daraus noch weitere Kon-
sequenzen ergeben – also die Frage, ob daraus Amtspflichtverlet-
zungen mit Folgen für die Garantenstellung bzw. Verletzungen der 
Aufsichtspflicht einzelner Fachkräfte abzuleiten sind. 

V. Antworten bei Nichterfüllung 

1. Individuell: Klage auf Erfüllung des Primäranspruchs 

Hinsichtlich der (gerichtlichen) Durchsetzung rechtlicher Verpflich-
tungen ist zwischen objektiv-rechtlichen Verpflichtungen und  
subjektiven Rechten (Ansprüchen) zu unterscheiden. Während 
objektiv-rechtliche Verpflichtungen von Einzelpersonen nicht ein-
klagbar sind, steht bei der Verletzung subjektiver Rechte der 
Rechtsweg zu den Gerichten offen („Rechtsweggarantie“ Art. 19 
Abs. 4 S. 1 GG). Dieser Rechtsweg wird im Recht der Kinder- und 
Jugendhilfe – im Unterschied zu allen anderen Sachgebieten des 
Sozialgesetzbuchs – zu den Verwaltungsgerichten eröffnet, da 
anders als bei allen anderen SGB eine entsprechende Zuweisung 
durch § 51 SGG fehlt. Dabei unterscheidet sich die Kontrolldichte 
der Gerichte aber wiederum danach, ob die Vorschrift einen 
Rechtsanspruch enthält, der zu einer gebundenen Entscheidung 
der Behörde führt, oder nur führen soll − bzw. kann − Leistungen 
„verspricht“.  
 
Schließlich räumt die Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte 
den Jugendämtern hinsichtlich der Entscheidung über Hilfen zur 
Erziehung wegen der damit verbundenen Prognose, der spezi-
fischen Dynamik des Hilfeplanverfahrens und der Steuerungsver-
antwortung des Jugendamts einen Beurteilungsspielraum ein. 
Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts, der 
die Fachgerichte folgen, beschränkt sich die verwaltungsgericht-
liche Prüfung darauf, ob allgemeingültige fachliche und rechtliche 
Maßstäbe beachtet worden sind, ob keine sachfremden Erwä-
gungen eingeflossen und die Leistungsadressaten in umfassender 
Weise beteiligt worden sind.50 
 
Anderseits haben die Verwaltungsgerichte deutlich Stellung zur 
Neufassung der Voraussetzungen für die Leistungen für junge Voll-
jährige bezogen. So stellt das OVG Sachsen fest: „Die Anfor-
derungen an die Prognoseentscheidung des öffentlichen Trägers 
sind damit im Vergleich zur geltenden Regelung des § 41 Absatz 1 
Satz 1 SGB VIII geschärft, rechtsklarer und rechtssicherer gefasst. Es 
wird nunmehr klargestellt: Eine Hilfegewährung nach § 41 SG VIII 
verlangt keine Prognose dahingehend, dass die Befähigung zu 
einer eigenverantwortlichen Lebensführung bis zur Vollendung 
des 21. Lebensjahres oder bis zu einem begrenzten Zeitraum darü-
ber hinaus erreicht wird. Die Prognoseentscheidung nach dem 
neu gefassten Satz 1, die der öffentliche Träger zu treffen hat, 
erfordert künftig vielmehr eine ‚Gefährdungseinschätzung‘ im  
Hinblick auf die Verselbständigung.“51 
 
Während Verfahren vor den Verwaltungsgerichten im Hinblick auf 
einen Betreuungsplatz in der Kita oder in Kindertagespflege in 
den letzten Jahren zugenommen haben, bleibt die Anzahl von  
Verfahren auf die Gewährung einer Hilfe zur Erziehung gering.52  
So sind bei den Hilfen zur Erziehung (noch) keine gerichtlichen 

Entscheidungen im Hinblick auf die rechtswidrige Versagung einer 
Leistung wegen Personalmangels bekannt. Allerdings wird von 
Fällen verlängerter Inobhutnahme wegen fehlender passender 
Anschlusshilfen berichtet.53 Im Übrigen wird jedoch die Gewäh-
rung einer „Schlechtleistung“ wegen fehlenden Personals bei den 
Hilfen zur Erziehung viel schwerer nachzuweisen sein als die Ver-
sagung eines Platzes in einer Tageseinrichtung. Zum einen eröff-
net die Schwelle für die Versagung einer Hilfe zur Erziehung 
wegen der unbestimmten Rechtsbegriffe in § 27 Abs. 1 SGB VIII 
dem Jugendamt einen erheblichen Gestaltungsspielraum. Zum 
anderen werden Jugendämter wegen Personalmangels in vielen 
Fällen eine Hilfe nicht versagen, aber das Stundenkontingent etwa 
bei ambulanten Hilfen verringern, ohne dabei den Konflikt mit 
einer Bedarfsdeckung offen zu legen. 
 
Insgesamt zeigt die derzeitige Situation, dass gesetzlich verbriefte 
Rechte trotz der Rechtsweggarantie häufig nicht erfolgreich ein-
geklagt werden können und damit das Vertrauen der Bevölkerung 
in die Wahrung des Rechts gefährdet ist.  

2. Strukturell: Rückbau des Leistungsspektrums  

Angesichts der aktuellen Angebotssituation in vielen Bundes-
ländern, die auch kurzfristig nicht verbessert werden kann, wächst 
die Kluft zwischen den rechtlichen Vorgaben und der Praxis vor 
Ort. Soweit es um die Bereitstellung der finanziellen Mittel geht, 
müsste die Finanzausstattung der Kommunen in den Blick genom-
men werden. Da die Länder den Kommunen die Aufgaben der 
Kinder- und Jugendhilfe zuweisen, müssen sie deren Funktions-
fähigkeit gewährleisten. Sie sind verfassungsrechtlich verpflichtet, 
die entstehenden Mehrbelastungen der Kommunen vollständig 
und rechtzeitig auszugleichen – ohne Schwellenwerte, ohne 
Quoten und ohne Verzögerung, was bislang nicht immer und 
überall geschieht. Die Länder wiederum erwarten eine höhere 
Beteiligung an den Einnahmen aus der Umsatzsteuer.54 
 
Soweit allerdings das Personal nicht mehr zur Verfügung steht, 
wäre der Gesetzgeber gehalten, sein normatives Versprechen, also 
den Inhalt bzw. Umfang der gesetzlich geregelten Rechts-
ansprüche, zu relativieren bzw. zu reduzieren − eine Entscheidung, 
die bisher nicht denkbar war.  
 
So richtig es sein mag, über Möglichkeiten der Kostenreduzierung 
durch Relativierung der Leistungsansprüche nachzudenken, so 
sehr muss er aber die volkswirtschaftliche Bedeutung der Kinder- 
und Jugendhilfe im Blick bleiben. Durch bedarfsgerechte, quali-
tativ hochwertige Leistungen kann die Kinder- und Jugendhilfe 
dazu beitragen, Familien zu unterstützen und zu entlasten und 
jungen Menschen ein sicheres Fundament für ihre Selbstständig-
keit und ihre Integration in die Gesellschaft zu bieten. Dies 
bedeutet auch, dass in Zeiten knapper öffentlicher Finanzen die 
richtigen Prioritäten gesetzt werden müssen und die Kinder- und 
Jugendhilfe nicht als Sparpotential verstanden wird. Insoweit kann 
nur auf den bereits eingangs erwähnten, offenen Brief an den 
Bundeskanzler verwiesen werden, wo die Fachverbände darauf 
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 50  Grundlegend BVerfG, Urteil vom 09.12.2014, 5 C 32/13, NJW 2015,2278; kritisch 
         dazu Wapler in Wiesner & Wapler, 2026, § 27 Rn. 60; Scheiwe, 2015, S. 139. 
 51  Sächsisches OVG, Beschluss vom 11.11.2024, 3 B 178/24. 
 52  Dazu Scheiwe, 2015, S. 136, 142. 
 53  IGfH − Fachgruppe Inobhutnahme, 2022, S. 429. 
 54  Siehe dazu Deutscher Landkreistag, 2025.  
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hinweisen, dass Aufwendungen in der Kinder- und Jugendhilfe als 
Investition in eine zukunftsfähige Gesellschaft anzuerkennen und 
nicht als konsumtive Ausgaben zu verstehen sind. 

VI. Zum Schluss: Die Antwort des Gesetzgebers 

Seit einigen Wochen wissen wir mehr. Das zuständige Bundes-
ministerium hat den Referentenentwurf eines Ersten Gesetzes zur 
Strukturreform der Kinder- und Jugendhilfe vorgelegt.55 Dieser 
Entwurf befasst sich laut Begründung neben der Umsetzung der 
sogenannten großen Lösung (Gesamtzuständigkeit der Kinder 
und Jugendhilfe für die Eingliederungshilfe für alle jungen 
Menschen mit Behinderung) mit „grundlegenden Maßnahmen 
zur Entlastung des Systems der Kinder- und Jugendhilfe und der 
Reduzierung der Komplexität von Zuständigkeiten und Schnitt-
stellen im gegliederten Sozialstaat.“56 
 
Infrastrukturelle Angebote oder Regelangebote „insbesondere 
nach §§ 16–18, §§ 22–25 oder § 13“ sollen künftig vorrangig gewährt 
werden, wenn sie im Hinblick auf den Bedarf des Kindes oder  
des Jugendlichen „im Einzelfall geeigneter oder gleichermaßen 
geeignet sind“ (§ 27a Abs. 4 SGB VIII-E). Damit wird also ein Vor-
rang der Jugendsozialarbeit, der Beratungsleistungen sowie der 
Förderung in Kindertageseinrichtungen gegenüber den Hilfen zur 
Erziehung konstruiert. Ein solcher Vorrang von Infrastruktur- und 
Regelangeboten gegenüber individuellen Hilfen bedarf keiner 
gesonderten gesetzlichen Regelung. Zwar kann eine stärkere Nut-
zung niedrigschwelliger Angebote sinnvoll sein, jedoch besteht 
die Gefahr, dass individuelle Bedarfe nicht mehr hinreichend 
berücksichtigt werden. Zudem dürfte bereits jetzt die Gefahr, dass 
Leistungsadressat*innen auf nicht bedarfsgerechte niedrigschwel-
lige Angebote verwiesen werden, weitaus größer sein als die 
„Gefahr“, dass Leistungsadressat*innen eine zu intensive Leistung 
erhalten. Eine solche Regelung wird jedenfalls in Teilen der Praxis 
als Rechtfertigung dafür verstanden werden, nicht mehr den 
individuellen Bedarf festzustellen und danach die Leistungen aus-
zurichten, sondern Ratsuchende zuerst einmal auf infrastruk-
turelle Angebote zu verweisen. Soweit dabei auf das Potenzial der 
Tageseinrichtungen verwiesen wird, mag zwar das Konzept der 
Familienzentren, wie es in einzelnen Ländern praktiziert wird,57 
eine erste Anlaufstelle bieten, kann aber systemische Familien-
hilfen, wie die sozialpädagogische Familienhilfe, nicht ersetzen. 
 
Es droht also mit der Floskel „Strukturreform der Kinder- und 
Jugendhilfe“ ein Abbau sozialer Rechte. Dem muss entschieden 
widersprochen werden.58 Zudem kann auch das Ziel der Kosten-
einsparung auf diese Weise perspektivisch nicht erreicht werden.  
 
Weiterhin muss gelten, was die Arbeitsgemeinschaft für Kinder 
und Jugendhilfe schon vor acht Jahren gefordert hat: Damit Recht 
Wirklichkeit wird muss das Thema nicht nur – wie inzwischen 
geschehen − auf die Agenda der Kommunal-, Landes- und Bundes-
politik kommen, sondern  
 

• müssen die (Grund-)Rechte von Eltern und Kindern auch 
tatsächlich erfüllt werden, 

• bedarf es der Bereitstellung der erforderlichen Finanzen zur 
Wahrnehmung der Gesamtverantwortung der Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe, 

• brauchen wir eine Fachkräfteoffensive im Feld der Sozialen 
Arbeit sowie eine aufgabenentsprechende Entlohnung.59  

In den kommenden Monaten wird sich zeigen, ob es gelingt, ein 
öffentliches Bewusstsein dafür zu schaffen, dass Aufwendungen in 
der Kinder- und Jugendhilfe als Investition in eine zukunftsfähige 
Gesellschaft anzuerkennen und nicht als konsumtive Ausgaben  
zu verstehen sind. Sie entfalten auch eine primär- und sekundär-
präventive Wirkung auf junge Menschen, die auf die schiefe Bahn 
geraten sind und vor dem Jugendgericht landen.  
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Restorative Justice mit Jugendlichen – Täter-Opfer-Ausgleich im JGG 
Online | 20. November 2026  
 
Viele Straftaten führen zu Verletzungen von Menschen und Beziehungen. Angebote einer Restorative Justice (RJ) 
ermöglichen den Beteiligten, den in Zusammenhang mit der Straftat stehenden Konflikt und dessen Folgen 
selbstbestimmt zu klären. In der Mediation in Strafsachen, die weltweit gängigste RJ-Praktik, geschieht dies unter 
Einbeziehung von allparteilichen Konfliktvermittler*innen. Diese schaffen hier Raum für Begegnung, Dialog,  
Verbindung, Wiedergutmachung und vielleicht sogar auch Versöhnung zwischen den Beteiligten. 
 
Die praktische Realisierung und normative Verankerung der RJ unter dem Begriff des Täter-Opfer-Ausgleichs 
(TOA) ins Kriminaljustizsystem gehört zu den wichtigsten kriminalpolitischen Entwicklungen der letzten Jahr-
zehnte. Trotz vieler Vorteile für die Beteiligten bleibt ein Hemmnis jedoch bislang ungelöst: Die Initiierung eines 
TOA ist stark von persönlichen Kontakten der Vermittlungsstellen zu Polizei, Amts- und Staatsanwaltschaft und 
dem Gericht abhängig. 
 
Ziel dieses Einführungsseminars ist daher die Vermittlung von Grundlagenwissen zur Restorative Justice und zum 
TOA in Deutschland, wobei sowohl Möglichkeiten als auch etwaige Grenzen aufgezeigt werden. 
 
Anhand von Fallbeispielen wird die praktische Durchführung einer Mediation in Strafsachen veranschaulicht, um 
wichtige Anknüpfungspunkte für das eigene Handlungsfeld aus der Veranstaltung mitnehmen zu können und 
die RJ in Deutschland langfristig stärker zu etablieren. 
 
Zielgruppe: Fachkräfte der Jugendhilfe, Bewährungshilfe, Opferhilfe sowie sonstige Akteur*innen aus den Feldern 
der Sozialen Arbeit, Justiz und Polizei 
 
Referierende: Dr.in Andrea Păroşanu, Leitung des Servicebüros für Täter-Opfer-Ausgleich und  
Konfliktschlichtung des DBH-Fachverbands e.V., Köln; 
Hendrik Middelhof, Mediator in Strafsachen, SKFM Region Heinsberg e.V., und Ausbilder für Mediation  
im Bundesverband Mediation (BM) 
Veranstaltungsort: Online 
Termin: 20. 11. 2026, 09:00 Uhr bis 13:30 Uhr 
Teilnahmegebühr: 95 € (für DVJJ-Mitglieder) | 115 € (für Nicht-Mitglieder) 
Anmeldeschluss: 13. 11. 2026 
Veranstaltungs-Nr.: V 26/26


